
   Inhalt 
 

Neues aus der Gesetzgebung & Finanzverwaltung 
 
Nachhaltigkeitsberichterstattung für Unternehmen: Kommission veröffentlicht neue Q&A  
 
Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 16. August 2024 
Verlustberücksichtigung bei Darlehensverzicht  
Berechnung des besitzzeitanteiligen Anleger-Aktiengewinns nach § 8 Abs. 3 InvStG 2004  
 
Business Meldungen 
 
Ist Ihr Unternehmen rundum ESG compliant?  
 
Terminplaner 
 
 Tax Accounting Masterclass 2024    
 
Noch Fragen? 

  

steuern + recht aktuell 
Ausgabe 32 
16. August 2024 

  Wichtige Änderungen in Recht und Gesetz 



2 

Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Nachhaltigkeitsberichterstattung für Unternehmen: Kommission 
veröffentlicht neue Q&A 

Die Europäische Kommission hat eine Zusammenstellung häufig gestellter 
Fragen (FAQs) veröffentlicht, um Interessenträger bei der Umsetzung der EU-
Vorschriften für die Nachhaltigkeits-Berichterstattung von Unternehmen zu 
unterstützen. Das ist Teil der laufenden Bemühungen der Kommission, den EU-
Rahmen für ein nachhaltiges Finanzwesen für Unternehmen besser nutzbar zu 
machen und deren Verwaltungsaufwand zu verringern. 

In den häufig gestellten Fragen werden Beiträge von Unternehmen berücksichtigt 
und Themen wie Anwendungsbereich der Vorschriften, Anwendungstermine und 
Ausnahmen behandelt. So wird beispielsweise klargestellt, wann Unternehmen 
Schätzungen verwenden dürfen, anstatt Informationen über die 
Wertschöpfungskette von Lieferanten oder Partnern zu sammeln. 

Die Richtlinie über die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen ist ein 
Eckpfeiler der Nachhaltigkeitsagenda der EU und des europäischen Grünen 
Deals. Sie hat die Vorschriften über die Sozial- und Umweltinformationen, die 
Unternehmen melden müssen, modernisiert und verschärft. Die Richtlinie trat am 
5. Januar 2023 in Kraft. Die erste Gruppe von Unternehmen, die den neuen 
Vorschriften unterliegen, muss 2025 für das Geschäftsjahr 2024 mit der 
Berichterstattung beginnen.  

Über diesen Link können die Q&A heruntergeladen werden. 

Fundstelle 

Europäische Kommission, Pressemitteilung vom 7. August 2024.  

https://finance.ec.europa.eu/publications/frequently-asked-questions-implementation-eu-corporate-sustainability-reporting-rules_en?prefLang=de&etrans=de
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/nachhaltigkeitsberichterstattung-fur-unternehmen-neues-qa-der-kommission-2024-08-07_de
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/nachhaltigkeitsberichterstattung-fur-unternehmen-neues-qa-der-kommission-2024-08-07_de
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 16. August 2024 

 
 
Vororganschaftlich verursachte Mehrabführungen im Sinne von § 
14 Abs. 3 Satz 1 KStG 2002 sind als rein rechnerische 
Differenzbeträge zu verstehen. Daher ist eine solche 
Mehrabführung der Höhe nach nicht auf den Betrag des 
handelsbilanziellen Jahresüberschusses begrenzt, den die 
Organgesellschaft (tatsächlich) an den Organträger abgeführt hat, 
sie kann auch nicht durch Saldierung mit weiteren 
vororganschaftlichen und/oder organschaftlichen Mehr- und 
Minderabführungen dem Betrag nach begrenzt werden 
(sogenannte geschäftsvorfallbezogene Betrachtungsweise; 
Bestätigung der Rechtsprechung). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Ein Gewinn aus dem Wegzugsteuertatbestand des § 6 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 4 des Außensteuergesetzes in der Fassung des Gesetzes 
über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der 
Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer 
steuerrechtlicher Vorschriften vom 07.12.2006 (BGBl I 2006, 2782) 
ist unmittelbar vor dem Zeitpunkt zu berücksichtigen, zu dem der 
Ausschluss oder die Beschränkung des Besteuerungsrechts der 
Bundesrepublik Deutschland eintritt (entgegen Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 26.10.2018, BStBl I 2018, 
1104, Tz 1). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Unter den Befreiungstatbestand des § 3 Nr. 7 Satz 1 Buchst. b des 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes (KraftStG) fällt die (ausschließliche) 
Fahrzeugverwendung zur Durchführung aller Arten von 
Lohnarbeiten für land- oder forstwirtschaftliche Betriebe; begünstigt 
ist das Halten auch von Fahrzeugen von Gewerbetreibenden, 
sofern die Arbeiten nur für land- oder forstwirtschaftliche Betriebe, 
nicht ‑‑auch‑‑ im Rahmen des Gewerbebetriebs ausgeführt 
werden. Die Arbeiten des Lohnunternehmers müssen unmittelbar 
‑‑nicht nur mittelbar‑‑ einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb 
zugutekommen (Bestätigung der Rechtsprechung). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil I R 16/23 (I R 
36/13): Vororgan-
schaftlich verursachte 
Mehrabführungen als 
fiktive Gewinn-
ausschüttungen: 
"Saldierungsverbot", 
Teil-Nichtigkeit des § 
14 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 
34 Abs. 9 Nr. 4 KStG 
2002 
10. April 2024 
 

Urteil IX R 38/21: 
Zeitpunkt der 
Berücksichtigung des 
Gewinns aus einem 
Wegzugsteuertat-
bestand gemäß § 6 
AStG 
 
 
 
 
16. April 2024 
 

 

 
Beschluss IV B 1/24: 
Steuerbefreiung nach 
§ 3 Nr. 7 KraftStG 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. August 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410137/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450126/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Verlustberücksichtigung bei Darlehensverzicht 
Der vertragliche Rückzahlungsanspruch des Darlehensgebers als sonstige 
Kapitalforderung wird gemäß § 52 Abs. 28 Satz 16 des 
Einkommensteuergesetzes mit dem wirksamen Zustandekommen des 
Darlehensvertrags "begründet". Dies hat der BFH in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Die Kläger sind Eheleute und werden für das Jahr 2018 (Streitjahr) zusammen 
zur Einkommensteuer veranlagt. Mit Vertrag vom 01.08.2006 verpachtete die 
Klägerin der Q Ltd. das ihr gehörende und mit einem Hotelgebäude bebaute 
Grundstück X-Straße 1 sowie einen Personenkraftwagen. Der Kläger war Director 
der Q Ltd. mit Sitz in London und Zweigniederlassung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Seit 2011 war der Kläger auch Alleingesellschafter der Q Ltd. Die Q 
Ltd. wurde im Jahr 2019 aufgelöst und die Zweigniederlassung aufgehoben. 
Am 01.01.2008 gewährte die Klägerin der Q Ltd. ein Darlehen über maximal 
150.000 €, rückzahlbar zum Ende des Vertrags. Die Q Ltd. sollte berechtigt sein, 
das Darlehen jederzeit bis zur maximalen Höhe abzurufen oder zu tilgen. Die 
Zinsen wurden jährlich ermittelt und am Ende des Jahres dem Darlehen 
zugeschlagen. Rückzahlungen sollten vorrangig auf die Zinsen verrechnet 
werden. Die Entwicklung des Darlehenskontos ergibt sich aus den 
Jahreskontoauszügen 2008 bis 2018. 
Mit Auflösungsvereinbarung vom 31.12.2018 verzichtete die Klägerin zum 
31.12.2018 vollständig auf die Rückzahlung des Darlehens. Das Darlehen 
valutierte am 31.12.2018 mit 111.865,11 €. In ihrer Einkommensteuererklärung 
für das Streitjahr machten die Kläger den Darlehensverzicht als der tariflichen 
Einkommensteuer unterliegenden Verlust in voller Höhe bei den Einkünften der 
Klägerin aus Kapitalvermögen geltend. Die Q Ltd. habe bereits im Vorjahr einen 
Verlust von 54.000 € erzielt, der das Eigenkapital der Gesellschaft überstiegen 
habe. Ohne den Darlehensverzicht hätte der Verlust der Q Ltd. im Streitjahr 
59.000 € betragen. 
Das Finanzamt erkannte den Verlust aus dem Darlehensverzicht im 
Einkommensteuerbescheid vom 03.11.2020 nicht an. § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 
des Einkommensteuergesetzes (EStG) i.d.F. des Art. 1 des 
Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 14.08.2007 -UntStRefG 
2008- (BGBl I 2007, 1912) sei erstmals anwendbar auf Kapitalforderungen, die 
nach dem 31.12.2008 begründet worden seien. Die Kapitalforderung, auf die die 
Klägerin verzichtet habe, sei aber mit Abschluss des Darlehensvertrags am 
01.01.2008 begründet worden. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Nach der Rechtsprechung des Senats führt der endgültige Ausfall einer 
Kapitalforderung im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG in der privaten 
Vermögenssphäre nach Einführung der Abgeltungsteuer grundsätzlich zu einem 
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steuerlich anzuerkennenden Verlust nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 
EStG (BFH, Urteil vom 24.10.2017, VIII R 13/15, BStBl II 2020, 831). Auch der 
Forderungsverzicht führt in Höhe des nicht werthaltigen Teils der Forderung im 
Verzichtszeitpunkt zu einem gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 EStG 
steuerbaren Abtretungsverlust (BFH, Urteil vom 06.08.2019, VIII R 18/16, BStBl II 
2020, 833). 
Der Anwendungsbereich des durch das Unternehmensteuerreformgesetz 2008 
neu eingeführten Veräußerungstatbestands in § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG ist 
im Streitfall jedoch nicht eröffnet. 
§ 52 Abs. 28 Satz 15 und 16 EStG regeln in zeitlicher und sachlicher Hinsicht den 
Übergang zum neuen § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG. § 52 Abs. 28 Satz 15 EStG 
bestimmt den zeitlichen Anwendungsbereich. Er definiert den Zeitpunkt (nach 
dem 31.12.2008) und das Ereignis (Zufluss des Kapitalertrags aus der 
Veräußerung sonstiger Kapitalforderungen) für die Anwendung des neuen 
Rechts. Grundsätzlich ist neues Recht anwendbar, wenn diese beiden 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
§ 52 Abs. 28 Satz 16 EStG schränkt die Grundregel in sachlicher Hinsicht ein, 
indem er § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG für unanwendbar ("ist nicht anzuwenden") 
bei der Veräußerung bestimmter Kapitalforderungen erklärt. Das Kriterium für die 
Nichtanwendung ist der Zeitpunkt des "erfolgten Erwerbs" der veräußerten 
Kapitalforderung. 
Streitig ist allein, ob die Forderung im Sinne von § 52 Abs. 28 Satz 16 EStG vor 
dem 01.01.2009 angeschafft oder begründet war. 
Der vertragliche Rückzahlungsanspruch des Darlehensgebers ist im Sinne des § 
52 Abs. 28 Satz 16 EStG mit dem wirksamen Zustandekommen des 
Darlehensvertrags "begründet". 
Der Senat legt die Übergangsvorschrift unter Berücksichtigung der bisherigen 
Interpretation durch den BFH dahin aus, dass es für den sachlichen 
Anwendungsbereich der Besteuerungsnorm auf den Zeitpunkt ankommt, in dem 
der Rechtsgrund für den Anspruch gelegt worden ist. Das ist der Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses, da es sich bei dem Darlehensrückzahlungsanspruch um einen 
vertraglichen Anspruch handelt. Zu diesem Zeitpunkt ist auch der "Erwerb" des 
Rückzahlungsanspruchs erfolgt, denn der Darlehensnehmer verpflichtet sich 
bereits im Darlehensvertrag zur Rückzahlung des Darlehens. 
Das Finanzgericht hat bindend (§ 118 Abs. 2 FGO) festgestellt, dass der 
Darlehensvertrag zwischen der Klägerin und der Q Ltd. vor dem 01.01.2009 
wirksam zustande gekommen ist. Davon gehen auch die Beteiligten 
übereinstimmend aus. Damit ist der Rückzahlungsanspruch der Klägerin als 
Darlehensgeberin vor dem 01.01.2009 im Sinne des Übergangsrechts 
"begründet" worden, weil sein Rechtsgrund zu diesem Zeitpunkt gelegt war. 
Auf dieser Grundlage ist der Anspruch, auf den die Klägerin verzichtet hat, 
entgegen der Auffassung der Kläger, nicht erst 2014 (neu) entstanden. Der 
Rechtsgrund für den Anspruch ist der Vertrag vom 01.01.2008. Ein anderer 
Darlehensvertrag ist nicht abgeschlossen worden. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 18. Juni 2024 (VIII R 25/23), veröffentlicht am 8. August 2024. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410136/
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Berechnung des besitzzeitanteiligen Anleger-Aktiengewinns nach § 8 Abs. 3 
InvStG 2004 
Bei der Ermittlung des besitzzeitanteiligen Anleger-Aktiengewinns ist der nach § 8 
Abs. 3 Satz 1 bis 3 des Investmentsteuergesetzes 2004 (InvStG 2004) ermittelte 
Wert auch dann nach § 8 Abs. 3 Satz 4 InvStG 2004 zu kürzen, wenn im Vorjahr 
§ 8 InvStG 2004 noch nicht anwendbar gewesen ist. Dies hat der BFH in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist zwischen den Beteiligten die Ermittlung des besitzzeitanteiligen 
Anleger-Aktiengewinns nach § 8 Abs. 3 InvStG 2004. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Nürnberg hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Bei der Ermittlung des besitzzeitanteiligen Anleger-Aktiengewinns ist der nach § 8 
Abs. 3 Satz 1 bis 3 des Investmentsteuergesetzes 2004 (InvStG 2004) ermittelte 
Wert auch dann nach § 8 Abs. 3 Satz 4 InvStG 2004 zu kürzen, wenn im Vorjahr 
§ 8 InvStG 2004 noch nicht anwendbar gewesen ist. 
Die Berücksichtigung des Korrekturbetrags nach § 8 Abs. 3 Satz 4 InvStG 2004 
setzt nicht voraus, dass in den vorangegangenen Jahren tatsächlich eine 
außerbilanzielle Korrektur in entsprechender Höhe stattgefunden hat. 
Eine außerbilanzielle Kürzung infolge einer Teilwertzuschreibung von 
Investmentanteilen nach § 8 Abs. 2 InvStG 2004 i.V.m. § 8b Abs. 2 Satz 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes (KStG) scheidet aus, wenn in früheren Jahren eine 
steuerwirksame Abschreibung auf den niedrigeren Teilwert stattgefunden hat und 
diese bisher nicht durch den Ansatz eines höheren Teilwerts ausgeglichen 
worden ist (§ 8b Abs. 2 Satz 4 KStG). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 8. Mai 2024 (I R 6/20), veröffentlicht am 8. August 2024. 
 
 
 
 

Business Meldungen 
 
Ist Ihr Unternehmen rundum ESG compliant? 
  
Die Bedeutung von ESG (Environmental, Social, Governance) wächst stetig und 
Unternehmen müssen sich immer neuen Anforderungen stellen. Ein 
ganzheitlicher Beratungsansatz ist entscheidend, um erfolgreich durch den “ESG-
Dschungel” zu navigieren. Hier sind fünf wesentliche Bereiche, die Sie u. a. im 
Blick haben sollten: 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410134/
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• Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 
  
Die EU-Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD) stellt sicher, dass 
Unternehmen ihre strategischen und finanziellen Nachhaltigkeitsauswirkungen 
umfassend reporten. Dieser Standard hat das Potenzial, die 
Unternehmensagenda grundlegend zu verändern und bietet Chancen für 
diejenigen, die sich frühzeitig darauf einstellen. 
  

• Lieferketten 
  
Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) erfordert die Integration 
umfassender Sorgfaltspflichten. Verstöße können erhebliche finanzielle und 
rechtliche Folgen haben. Wie können Unternehmen die Wertschöpfung 
verbessern und rechtliche Risiken minimieren?  
  

• Fördermittel 
  
ESG-konforme Projekte können Zugang zu verschiedenen Fördermitteln eröffnen. 
Eine professionelle Beratung hilft, die richtigen Fördermöglichkeiten zu 
identifizieren und erfolgreich zu beantragen. 
  

• Litigation 
  
Rechtsstreitigkeiten, die aus der Nichtbeachtung oder Verletzung von ESG-
Vorgaben resultieren, nehmen zu. Wie können Unternehmen Risiken minimieren 
und rechtliche Herausforderungen erfolgreich bewältigen? 
  

• Employment & Human Resources 
  
Soziale Faktoren gewinnen in der Nachhaltigkeitsdiskussion an Bedeutung. 
Gerechte Arbeitsbedingungen, Vielfalt, Inklusion und die Gesundheit der 
Mitarbeitenden sind zentrale Aspekte. Durch ESG-konforme Vergütungsmodelle 
und steuerliche Compliance können Unternehmen nicht nur ihrer 
gesellschaftlichen Verantwortung nachkommen, sondern auch die Zufriedenheit 
und das Engagement ihrer Mitarbeitenden fördern.  
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

  
Interessiert an einer umfassenden Beratung? Werfen Sie einen Blick auf unsere 
neue digitale Kundenbroschüre und lassen Sie uns dazu 
sprechen: https://www.topic.pwc.de/climate-transition/tls-esg-2024-08-06/ 

 
Terminplaner 
  
Tax Accounting Masterclass 2024 
Hamburg und München 
Präsenzveranstaltung, 18.9. bis 
25.10.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/tax-accounting
https://www.topic.pwc.de/climate-transition/tls-esg-2024-08-06/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2024 PwC. All rights reserved. PwC 
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more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 
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further details. 
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